
Das hat 

Bayern 
nicht 
verdient!

Der Wahlkampf zu den bayerischen Landtagswahlen im Herbst 2018 wird 

noch übler werden, als wir es schon gewohnt sind, denn die CSU tut alles, 

um der AfD den Platz am rechten Rand streitig zu machen. Beide Parteien 

haben keine Lösungen für die drängende Probleme anzubieten. So wird, 

um das zu vertuschen, mit den übelsten Mitteln der Hetze und Verdre-

hung von Tatsachen gearbeitet. Die Mutter aller Probleme bleibt die CSU.

Positionen der Deutschen Kommunistischen Partei (DKP) 

zu den Lantagswahlen 2018



CSU: Partei der Groß-
kopferten
Die CSU gibt sich volks-
nah, bedient aber in 
Wahrheit vor allem die In-
teressen der Reichen und 
Mächtigen.  Das Armuts-
risiko liegt in Bayern bei 15 
Prozent und damit über 
dem Bundesdurchschnitt. 
Besonders schlimm trifft 
es die Rentnerinnen und 
Rentner: 63,5 Prozent von 
ihnen liegen in Bayern  mit 
ihrer Rente unterhalb der 
Armutsgrenze, mehr als 80 
Prozent der Frauenrenten 
im Freistaat liegen unter 
1000-Euro. In Nürnberg gilt 
fast ein Viertel der Bevöl-
kerung als von Armut be-
droht, im reichen München 
sind es 17,4 Prozent.

Wohnungspolitik: 
Söder bedient die 
Reichen
Im Jahr 2013 verkaufte 
die Bayerische Landes-
bank ihre Wohnungs-

baugesellschaft GBW 
und damit rund 32.000 
Wohnungen an ein priva-
tes Konsortium. Der Ver-
kauf war eine Spätfolge 
der Milliardenpleite der 
BayernLB. Markus Söder 
war als damaliger Finanz-
minister zuständig für 
dieses Verramschen. Sei-
ne Behauptung, dass es 
EU-Vorgaben wären, die 
den Verkauf zwingend 
notwendig gemacht hät-
ten, stellte sich im Nach-
hinein als falsch heraus. 
Den Verwaltungsräten  
bescheinigte der Unter-
suchungsbericht Verlet-
zung der Sorgfaltspflicht 
und fahrlässiges Handeln. 
Jahre später beschloss 
die Stadt München den 
Rückkauf von GBW-Woh-
nungen, um die Mieter 
vor Luxussanierung und 
Mietsteigerung zu schüt-
zen. Der Kaufpreis ist hö-
her als die Summe, die 
der Freistaat für den eins-

tigen Verkauf erhalten 
hatte. Oberbürgermeister 
Dieter Reiter spricht vom 
“größten wohnungspoli-
tischen GAU, den es je ge-
geben hat”. Notwendig 
wären mehr bezahlbare 
Wohnungen, doch statt- 
dessen hat sich seit Mit-
te der 90er Jahre die Zahl 
der Sozialwohnungen in 
ganz Bayern halbiert. Zu 
verdanken haben wir das 
der CSU. Toll gemacht. 

Medizinische 
Versorgung – nur 
wenn´s sich rechnet
Auch in Bayern ist der 
Pflegenotstand an Kli- 
niken und in Heimen all-
gegenwärtig. Es fehlt am 
politischen Willen, an den 
Ursachen etwas zu än-
dern. Die CSU steht dafür, 
dass sich die Pflege alter 
und kranker Menschen 
wirtschaftlich rechnet. 
Für sie ist eine flächen-
deckende Gesundheits-



versorgung, nicht nur 
in den Städten, sondern 
auch auf dem Land, kei-
ne Selbstverständlichkeit. 
Für uns als DKP schon. 
Wer mit Profitlogik und 
dem Willen zur Privati-
sierung Heime und Kran-
kenhäuser betreibt, bei 
dem werden die Patien-
ten, Bewohner und Mit-
arbeiter immer erst nach 
den Gewinnen privater 
Klinik- und Heimbetrei-
ber stehen. Die Folge sind 
Klinken, die geschlossen 
werden, überfüllte Sta-
tionen und mangelhaft 
mit Personal ausgestattet 
Pflegeheime. Hygiene-
mängel, Verstöße gegen 
Arbeitszeitgesetze sowie 
menschenunwürdige Le-
bens- und Arbeitsbedin-
gungen in der Pflege sind 
so bittere Realität. 

Natur und Heimat 
fest im Griff von 
Lobbyisten
Weißes Kirchlein, grüne 
Wiesen (Kühe drauf), blau-
er Himmel- das ist Bayern? 
Vergiss es. Laut Bund Na-
turschutz wird in Bayern 
jeden Tag eine Fläche so 
groß wie 25 Fußballfelder 
verbaut – was Bayern zum 
bundesweiten Spitzenrei-
ter in Sachen Naturzerstö-
rung macht.
Der CSU-Mann Christian 
Schmidt war als Bundes-
landwirtschaftsminister 
der sprichwörtliche Bock 

als Gärtner: Stichwort: 
Zulassung des heftig um-
strittenen Unkrautver-
nichtungsmittels Glypho-
sat im Alleingang.  Beim 
bayerischen Skandal um 
Salmonellen in Eiern im 
Jahr 2014 bescheinigte der 
Untersuchungsausschuss 
des Landtags der CSU und 
insbesondere dem dama-
ligen Landwirtschafts-
minister Helmut Brunner 
Vertuschen von Fehlern 
und Versagen.

Bildungspolitik: 
Chancengleichheit 
Fehlanzeige
Deutschland und hier 
wiederum vor allem Bay-
ern haben ein undemo-
kratisch zergliedertes 
Schulsystem (Förder,- Mit-
tel-, Realschule und Gym-
nasium). Dieses mehr-
gliedrige Schulsystem 
verteidigt die CSU seit 
je her mit Zähnen und 
Klauen, obwohl  Studien 
und pädagogische Unter-
suchungen immer wieder 



belegen, dass ein mög-
lichst langes, gemeinsa-
mes Lernen für alle Kin-
der die besten Chancen 
bietet. Doch die Realität 
sieht dank der CSU lei-
der anders aus.  Kinder 
werden spätestens ab 
dem 10. Lebensjahr in die 
Mühle einer Auswahl ge-
mäß ihren Leistungen 
gesteckt. Letztlich ent-
scheidet dabei allzu oft 
die soziale Herkunft über 
die Bildungs- und damit 
auch die Zukunftschan-
cen. Bayern ist eines der 
Länder, in denen in be-
sonderem Maße der Geld-
beutel der Eltern über die 
Bildungschancen der Kin-
der entscheidet.
 Hinzu kommt pädagogi-
sches Flickwerk à la G8/G9 
und ein milliardenschwe-
rer „Investitionsstau“ bei 
Schul- und Hochschulge-
bäuden, sprich die immer 

wieder aufgeschobene 
Sanierung der Bildungs-
stätten. Personalmangel, 
fehlende und oftmals 
viel zu teure Kita-Be-
treuungsangebote sowie 
Unterrichtsausfall  ma-
chen Schülerinnen und 
Schülern, ihren Eltern 
wie auch engagierten 
Pädagoginnen und Päda-
gogen das Leben schwer. 
Konkret heißt das über-
lastete Lehrkräfte und 
ErzieherInnen in baufälli-
gen Gebäuden, Schimmel 
in den Räumen und un-
benutzbare Toiletten. Als 
vermeintlicher Ausweg 

gelten in den Augen der 
CSU oft Finanzierungen 
aus der Wirtschaft. Doch 
das wird mit dem Einfluss 
auf Unterrichtsinhalte 
erkauft und rechnet sich 
auch wirtschaftlich für 
die Kommunen auf Dau-
er nicht. Gute Bildung ist 
staatlicher Auftrag und 
muss kostenfrei und frei 
von wirtschaftlicher Ein-
flussnahme sein. Das be-
trifft auch das Verbot des 
Einsatzes von Jugendof-
fizieren der Bundeswehr 
im Klassenzimmer.

DKP im Internet:
DKP Bayern:   dkpbayern.de
DKP bundesweit:  dkp.de
DKP-News:   news.dkp.de
Unsere Zeit (UZ):  unsere-zeit.de



Der Tod aus Bayern
Fluchtursachen bekämp-
fen bedeutet für die CSU: 
Flüchtlinge bekämpfen. 
Das heißt: Grenzen zu, ab-
schieben, einschüchtern, 
abschrecken, und kaser-
nieren in sogenannte An-
ker-Zentren. 
Stolz können wir in Bay-
ern sein auf die enorme 
Hilfsbereitschaft aus der 
Bevölkerung, die Glanz-
leistungen der Kommu-
nen bei der Unterbrin-
gung der Flüchtlinge, und 
die Woge der Menschlich-
keit. Das kann die Christ-
lich Soziale Union in ihrer 
reaktionären Unmensch-
lichkeit nicht erkennen. 
Stattdessen führt man 
sich schlimmer auf als die 
dumpfbackigen Schrei-
hälse von der AfD und 
bedient die niedrigsten 
Instinkte, als wäre man all 
seine Nöte los, wenn man 

die Flüchtlinge ins Meer 
zurücktreibt. Es geht um 
tausende Menschen, die 
man zur Abschreckung 
bewusst ertrinken lässt. 
Hier einen menschliche-
ren Umgang zu fordern 
hat nichts mit „Gutmen-
schentum“ zu tun. Be-
reits vor der sogenann-
ten „Flüchtlingskrise“ hat 
die bayrische Regierung 
nichts für die einfache Be-
völkerung getan. Es war 
schon immer eine Frage, 
wofür in diesem Land 
Geld ausgeben wird: ent-
weder für Steuergeschen-
ke an Reiche, Krieg führen 
im In- und Ausland und 
Bankenrettung – oder  
wem das Geld verwehrt 
wird, nämlich geflüchte-
ten Menschen und uns!
Das Agieren der CSU ge-
gen die vor Krieg und Tod 
Flüchtenden wird umso 
widerwärtiger, wenn 
man weiß, in welchem 

Umfang mit Waffen aus 
Bayern Geschäfte ge-
macht werden. Vier der 
sechs größten deutschen 
Rüstungsunternehmen 
kommen aus Bayern. Aus 
dem Freistaat kommt über 
die Hälfte der ins Ausland 
verkauften Waffen, der Lö-
wenanteil geht in Nicht-
EU-Länder und in so dik-
tatorisch regierte Staaten 
wie Saudi-Arabien. 
Auch die AfD wirft gerne 
jeden fünften Euro des 
Steueraufkommens der 
Rüstung hinterher und ist 
für massive Aufrüstung. 
Im Bundestagswahl-
kampf bekannte sich Alice 
Weidel treu im Nachtrab 
von USA und NATO aus-
drücklich zur Erhöhung 
der Rüstungsausgaben 
um fast das Doppelte auf 
mindestens 2% des Brut-
toinlandprodukts. Das 
wären 60 Milliarden Euro.



Alles fest im Griff, vor 
allem die eigene Be-
völkerung
Zehntausende protestier-
ten landauf landab gegen 
das neue Polizeiaufgaben-
gesetz (PAG), weil es eine 
massive Beschneidung 
der demokratischen Rech-
te eines jeden Einzelnen 
bedeutet. Dieses PAG steht 
in unseliger Tradition mit 
vielen Gesetzesverände-
rungen, die sich  gegen 
demokratische Grund-
rechte richteten. Eine Be-
völkerung in Angst ist 

immer gut zu steuern. Für 
die komplexen Probleme 
einer Weltwirtschaft, in 
der ein paar wenige über 
den ganzen Reichtum 
verfügen, hat die CSU kei-
ne anderen Lösungen zu 
bieten als die Einschrän-
kung unserer Rechte und 
Verdacht gegen alles und 
jeden. Das ist der Preis, zu 
dem Kapitalismus funk-
tioniert. Vor diesem Hin-
tergrund sind auch die 
jüngst gefällten Urteile 
im NSU-Prozess zu sehen. 
Der NSU war nie nur zu 

dritt und er hatte von An-
fang an massive Schüt-
zenhilfe durch staatliche 
Stellen, Behörden, und 
V-Leute, allen voran denen 
des Verfassungsschutzes. 
Dass sich staatliche Orga-
ne gegen Linke und Men-
schen wenden, die an den 
bestehenden, ungerech-
ten Zuständen etwas ver-
ändern wollen, während 
rechte Kräfte geschont, 
hofiert und als Stichwort-
geber und Handlanger be-
nutzt werden, ist traurige 
Realität.



Wählen?  
Was wählen?
Die Deutsche Kommunis-
tische Partei ist noch eine 
kleine Partei. Wir haben 
wenig Geld und keinen 
großen Apparat. Auf-
grund des bayerischen 
Landeswahlgesetzes, dem 
undemokratischsten in 
ganz Deutschland, ist 
es uns nicht möglich, zu 
den Landtagswahlen an-
zutreten, denn für einen 
Wahlantritt müssen hier 
fünfmal so viele Unter-
schriften gesammelt wer-
den wie etwa zur Bundes-
tagswahl.
Unserer Überzeugung 
nach wird bei Wahlen 
nicht entschieden,  wer 
wirklich die Macht im 
Staat hat. Aber mit der 
Stimmabgabe kann ein 
Zeichen gesetzt werden 

für eine starke Opposi-
tion, die den reaktionä-
ren Rattenfängern Kontra 
gibt. Eine konsequente, 
linke, parlamentarische 
Arbeit, die an den Inte-
ressen der arbeitenden 
Menschen in diesem Land 
ausgerichtet ist, ist wich-
tig. Beispiele dafür sind 
durch eine linke Opposi-
tion eingeforderte Unter-
suchungsausschüsse und 
Anfragen bei Themen, zu 
denen die Herrschenden 
gerne schweigen würden. 
In unseren Augen ist die 
parlamentarische Arbeit 
ein Werkzeug, mit dem in 
den richtigen Händen das 
allgemeine Kräfteverhält-
nis zu unseren Gunsten 
verbessert werden kann. 
Erfolgreich und vor Allem 
von Dauer sind im Parla-
ment erkämpfte Erfolge 
und Verbesserungen für 

breite Bevölkerungstei-
le aber nur, wenn sie mit 
diesen zusammen er-
kämpft werden. Das be-
trifft Verbesserungen im 
Bildungs- und Gesund-
heitsbereich ebenso wie 
die Wohnungs- und Ag-
rarpolitik oder die Frage 
von Krieg und Frieden.
Dieses kapitalistische 
System bietet uns keine 
Zukunft. Wer dauerhaft 
etwas verändern will soll-
te es nicht beim Protest 
gegen die eine oder ande-
re Maßnahme bewenden 
lassen. Wir brauchen Wis-
sen, Analysen, gemeinsa-
mes Handeln und einen 
langen Atem. Deshalb 
organisiere dich bei uns 
Kommunisten!

Unser Weg ist der Weg 
des Widerstands



UZ - Unsere Zeit
Sozialistische Wochenzeitung
Zeitung der DKP

6 Wochen lang kostenlos testen
Print & Online
www.unsere-zeit.de/abo

Jahresabo Print & Online

Reguläres Abo > 13,- Euro / Monat
Ermäßigtes Abo > 6,50 Euro / Monat
Förderabo > 18,- Euro / Monat

Die Deutsche Kommunistische Partei in Bayern:
Bezirk Nordbayern
Reichstraße 8
90408 Nürnberg

Bezirk Südbayern
Holzapfelstraße 3
80339 München

Ich will...

... mehr Informationen über die DKP

... Kontakt zu einer DKP-Gruppe in meiner Nähe

... die UZ - Unsere Zeit, Zeitung der DKP 6 Wochen kostenlos testen

Name:  ..................................................................................................................

Straße:  ..................................................................................................................

PLZ/ Stadt: ............................................................................................................

E-Mail:  ..................................................................................................................

Einsenden an: DKP Nordbayern, Reichstraße 8, 90408 Nürnberg

dkpbayern.de
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